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 JUSLINE Entscheidung

 Veröffentlicht am 23.08.2023

Entscheidungsdatum

23.08.2023

Norm

BBG §40

BBG §41

BBG §45

B-VG Art133 Abs4

1. BBG § 40 heute

2. BBG § 40 gültig ab 01.01.2003 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 150/2002

3. BBG § 40 gültig von 01.07.1994 bis 31.12.2002 zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 314/1994

4. BBG § 40 gültig von 01.01.1994 bis 30.06.1994 zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 26/1994

5. BBG § 40 gültig von 01.07.1990 bis 31.12.1993

1. BBG § 41 heute

2. BBG § 41 gültig ab 01.09.2026 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 45/2026

3. BBG § 41 gültig von 12.08.2014 bis 31.08.2026 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 66/2014

4. BBG § 41 gültig von 01.09.2010 bis 11.08.2014 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 81/2010

5. BBG § 41 gültig von 01.01.2005 bis 31.08.2010 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 136/2004

6. BBG § 41 gültig von 01.01.2003 bis 31.12.2004 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 150/2002

7. BBG § 41 gültig von 01.07.1994 bis 31.12.2002 zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 314/1994

8. BBG § 41 gültig von 01.01.1994 bis 30.06.1994 zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 26/1994

9. BBG § 41 gültig von 01.07.1990 bis 31.12.1993

1. BBG § 45 heute

2. BBG § 45 gültig ab 19.07.2024 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 98/2024

3. BBG § 45 gültig von 12.08.2014 bis 18.07.2024 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 66/2014

4. BBG § 45 gültig von 01.06.2014 bis 11.08.2014 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 138/2013

5. BBG § 45 gültig von 01.01.2014 bis 31.05.2014 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 71/2013

6. BBG § 45 gültig von 01.01.2014 bis 31.12.2013 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 51/2012

7. BBG § 45 gültig von 01.01.2011 bis 31.12.2013 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 111/2010

8. BBG § 45 gültig von 01.01.2003 bis 31.12.2010 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 150/2002

9. BBG § 45 gültig von 01.09.1999 bis 31.12.2002 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 177/1999

10. BBG § 45 gültig von 01.07.1994 bis 31.08.1999 zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 314/1994
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11. BBG § 45 gültig von 01.01.1994 bis 30.06.1994 zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 26/1994

12. BBG § 45 gültig von 01.07.1990 bis 31.12.1993

1. B-VG Art. 133 heute

2. B-VG Art. 133 gültig von 01.01.2019 bis 24.05.2018 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 138/2017

3. B-VG Art. 133 gültig ab 01.01.2019 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 22/2018

4. B-VG Art. 133 gültig von 25.05.2018 bis 31.12.2018 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 22/2018

5. B-VG Art. 133 gültig von 01.08.2014 bis 24.05.2018 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 164/2013

6. B-VG Art. 133 gültig von 01.01.2014 bis 31.07.2014 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 51/2012

7. B-VG Art. 133 gültig von 01.01.2004 bis 31.12.2013 zuletzt geändert durch BGBl. I Nr. 100/2003

8. B-VG Art. 133 gültig von 01.01.1975 bis 31.12.2003 zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 444/1974

9. B-VG Art. 133 gültig von 25.12.1946 bis 31.12.1974 zuletzt geändert durch BGBl. Nr. 211/1946

10. B-VG Art. 133 gültig von 19.12.1945 bis 24.12.1946 zuletzt geändert durch StGBl. Nr. 4/1945

11. B-VG Art. 133 gültig von 03.01.1930 bis 30.06.1934

Spruch

,

W132 2258047-1/9E

IM NAMEN DER REPUBLIK!

Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Mag. Ursula GREBENICEK als Vorsitzende und die Richterin

Mag. Karin GASTINGER, MAS sowie die fachkundige Laienrichterin Dr. Regina BAUMGARTL als Beisitzerinnen, über die

Beschwerde von XXXX , geboren am XXXX , bevollmächtigt vertreten durch XXXX , gegen den Bescheid des

Bundesamtes für Soziales und Behindertenwesen, Landesstelle Wien vom XXXX , betreAend die Abweisung des

Antrages auf Ausstellung eines Behindertenpasses gemäß § 40, § 41 und § 45 Bundesbehindertengesetz (BBG), zu

Recht erkannt:Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Mag. Ursula GREBENICEK als Vorsitzende und die

Richterin Mag. Karin GASTINGER, MAS sowie die fachkundige Laienrichterin Dr. Regina BAUMGARTL als Beisitzerinnen,

über die Beschwerde von römisch 40 , geboren am römisch 40 , bevollmächtigt vertreten durch römisch 40 , gegen den

Bescheid des Bundesamtes für Soziales und Behindertenwesen, Landesstelle Wien vom römisch 40 , betreAend die

Abweisung des Antrages auf Ausstellung eines Behindertenpasses gemäß Paragraph 40,, Paragraph 41 und Paragraph

45, Bundesbehindertengesetz (BBG), zu Recht erkannt:

A)

Die Beschwerde wird als unbegründet abgewiesen und der angefochtene Bescheid mit der Maßgabe bestätigt, dass die

Zitierung des Grades der Behinderung im Spruch entfällt.

B)

Die Revision ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig.Die Revision ist gemäß Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht

zulässig.

, ,

Text

Entscheidungsgründe:, Entscheidungsgründe:

I. Verfahrensgang:

1.         Das Bundesamt für Soziales und Behindertenwesen (Kurzbezeichnung: Sozialministeriumservice; in der Folge

belangte Behörde genannt) hat dem Beschwerdeführer am 07.05.2021 einen bis 31.05.2022 befristeten

Behindertenpass ausgestellt, einen Grad der Behinderung von 70 vH eingetragen und die Zusatzeintragungen

„Unzumutbarkeit der Benützung öAentlicher Verkehrsmittel wegen dauerhafter Mobilitätseinschränkung aufgrund
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einer Behinderung“ und „Gesundheitsschädigung gem. § 2 Abs. 1 dritter Teilstrich VO 303/1996 liegt vor“

vorgenommen.römisch eins. Verfahrensgang:, 1. Das Bundesamt für Soziales und Behindertenwesen

(Kurzbezeichnung: Sozialministeriumservice; in der Folge belangte Behörde genannt) hat dem Beschwerdeführer am

07.05.2021 einen bis 31.05.2022 befristeten Behindertenpass ausgestellt, einen Grad der Behinderung von 70 vH

eingetragen und die Zusatzeintragungen „Unzumutbarkeit der Benützung öAentlicher Verkehrsmittel wegen

dauerhafter Mobilitätseinschränkung aufgrund einer Behinderung“ und „Gesundheitsschädigung gem. Paragraph 2,

Absatz eins, dritter Teilstrich VO 303 aus 1996, liegt vor“ vorgenommen.

Dieser Entscheidung wurden das auf persönlicher Untersuchung des Beschwerdeführers am 03.05.2021 basierende

Sachverständigengutachten Dris. XXXX , Facharzt für Unfallchirurgie und Arzt für Allgemeinmedizin, zu Grunde gelegt.

2.         Der Beschwerdeführer hat am 19.01.2022 bei der belangten Behörde unter Vorlage eines Befundkonvolutes

einen Antrag auf Ausstellung eines Behindertenpasses und Vornahme aller zutreAenden Zusatzeintragungen sowie

auf Ausstellung eines Parkausweises gem. § 29b StVO gestellt.

2.1.         Zur Überprüfung des Antrages wurde von der belangten Behörde ein Sachverständigengutachten von Dr.

XXXX , Facharzt für Unfallchirurgie und Arzt für Allgemeinmedizin, basierend auf der persönlichen Untersuchung des

Beschwerdeführers am 15.02.2022, mit dem Ergebnis eingeholt, dass der Grad der Behinderung in Höhe von 30 vH

bewertet wurde.

2.2.         Im Rahmen des gemäß § 45 Abs. 3 AVG erteilten Parteiengehörs wurde von der bevollmächtigten Vertretung

des Beschwerdeführers ohne Vorlage weiterer Beweismittel im Wesentlichen zusammengefasst vorgebracht, dass

nach mehrfachem Knieprothesenwechsel und Fraktur am linken Oberschenkel nach wie vor die Belastbarkeit des

linken Beines vermindert sei und Instabilität vorliege. Das linke Knie könne nicht komplett gebeugt werden. Stiegen

könnten nur im Nachstellschrift und unter Benützung eines Handlaufes überwunden werden. Zudem bestehe

unverändert eine Muskelverschmächtigung am linken Ober- und Unterschenkel und sei die Kraft reduziert. Es bestehe

eine BeinlängendiAerenz von 2,5 cm. Die zurücklegbare Gehstrecke sei auf 150 m reduziert, danach würden Rücken-

und Hüftschmerzen auftreten. Außer Haus sei der Beschwerdeführer auf 2 Walkingstöcke angewiesen. Der Grad der

Behinderung der linken unteren Extremität sei zu gering und müsse zumindest 50 vH betragen. Zudem sei dem

Beschwerdeführer die Benützung öffentlicher Verkehrsmittel nicht zumutbar.

2.3.         Zur Überprüfung der Einwendungen wurde von der belangten Behörde vom bereits befassten

Sachverständigen, Dr. XXXX , basierend auf der Aktenlage, eine mit 04.04.2022 datierte medizinischen Stellungnahme

mit dem Ergebnis eingeholt, dass weder die erhobenen Einwendungen, noch die vorgelegten Beweismittel geeignet

seien, eine geänderte Beurteilung zu begründen.

2.4.         Mit dem angefochtenen Bescheid hat die belangte Behörde den Antrag auf Ausstellung eines

Behindertenpasses gemäß § 40, § 41 und § 45 BBG abgewiesen und einen Grad der Behinderung in Höhe von 30 vH

festgestellt.

3.         Gegen diesen Bescheid wurde von der bevollmächtigten Vertretung des Beschwerdeführers fristgerecht

Beschwerde erhoben. Unter Vorlage medizinischer Beweismittel wurde im Wesentlichen vorgebracht, dass nach

mehrfachem Knieprothesenwechsel und Fraktur am linken Oberschenkel nach wie vor die Belastbarkeit des linken

Beines vermindert sei und Instabilität vorliege. Das linke Knie könne nicht komplett gebeugt werden. Stiegen könnten

nur im Nachstellschrift und mit Benützung eines Handlaufes bewältigt werden. Zudem bestehe unverändert eine

Muskelverschmächtigung am linken Ober- und Unterschenkel und sei die Kraft reduziert. Der Grad der Behinderung

für diese Gesundheitsschädigung sei daher zu gering bemessen. Es bestehe eine BeinlängendiAerenz von mehr als 2,5

cm und durch die Benützung einer Sohlenerhöhung bestehe ein unruhiger Gang und gestörtes Gleichgewicht. Die

zurücklegbare Gehstrecke sei auf 150 m reduziert, danach würden Rücken- und Hüftschmerzen auftreten. Auch sei

nach längerem Sitzen das Aufstehen erschwert. Weiters leide der Beschwerdeführer an Varus Gonarthrose rechts,

Morbus Scheuermann, linkskonvexer skoliotischer Fehlhaltung der LWS, Lumbischialgie rechts, Spondylarthrose im

unteren LWS-Abschnitt, Spondylosis deformans lumbalis, geringfügiger SI-Gelenksarthrose, mäßiggradiger

Coxarthrose beidseits bei milder Coxa valga Fehlstellung und hochgradiger Genu varum Fehlstellung rechts. Es seien

auch diese Gesundheitsschädigungen zu berücksichtigen. Zudem sei dem Beschwerdeführer aufgrund der

bestehenden Gesundheitsschädigungen die Benützung öAentlicher Verkehrsmittel nicht zumutbar. Der Grad der

Behinderung betrage zumindest 50 vH und liege eine wechselseitige LeidensbeeinOussung zwischen den Leiden unter

Nr. 1 und 4, sowie zwischen den oben angeführten orthopädischen Leiden vor. Beantragt werden die Einholung von

Sachverständigengutachten der Fachrichtungen Orthopädie und Innere Medizin sowie die Durchführung einer
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mündlichen Verhandlung.

3.1.         Zur Überprüfung des Beschwerdegegenstandes hat die belangte Behörde im Rahmen einer beabsichtigten

Beschwerdevorentscheidung ein Sachverständigengutachten von DDr. XXXX , Fachärztin für Unfallchirurgie und

Orthopädie sowie Ärztin für Allgemeinmedizin, basierend auf der persönlichen Untersuchung des Beschwerdeführers

am 28.06.2022, mit dem Ergebnis eingeholt, dass der Grad der Behinderung in Höhe von 30 vH bewertet wurde.

3.2.         Die belangte Behörde hat in der Folge wegen Fristablauf von einer Beschwerdevorentscheidung abgesehen.

4.         Mit dem – im Bundesverwaltungsgericht am 09.08.2022 eingelangten – Schreiben desselben Datums hat die

belangte Behörde den Verwaltungsakt und die Beschwerde vorgelegt.

4.1.         In der Folge wurde vom Bundesverwaltungsgericht von der bereits befassten Sachverständigen, DDr. XXXX ,

basierend auf der Aktenlage, eine mit 31.03.2023 datierte medizinischen Stellungnahme mit dem Ergebnis eingeholt,

dass der Grad der Behinderung in Höhe von 30 vH bewertet wurde.

4.2.         Im Rahmen des vom Bundesverwaltungsgericht gemäß § 17 VwGVG iVm § 45 Abs. 3 AVG mit Hinweis auf die

Neuerungsbeschränkung gemäß § 46 BBG erteilten Parteiengehörs hat die belangte Behörde keine Einwendungen

erhoben.Dieser Entscheidung wurden das auf persönlicher Untersuchung des Beschwerdeführers am 03.05.2021

basierende Sachverständigengutachten Dris. römisch 40 , Facharzt für Unfallchirurgie und Arzt für Allgemeinmedizin,

zu Grunde gelegt., 2. Der Beschwerdeführer hat am 19.01.2022 bei der belangten Behörde unter Vorlage eines

Befundkonvolutes einen Antrag auf Ausstellung eines Behindertenpasses und Vornahme aller zutreAenden

Zusatzeintragungen sowie auf Ausstellung eines Parkausweises gem. Paragraph 29 b, StVO gestellt., 2.1. Zur

Überprüfung des Antrages wurde von der belangten Behörde ein Sachverständigengutachten von Dr. römisch 40 ,

Facharzt für Unfallchirurgie und Arzt für Allgemeinmedizin, basierend auf der persönlichen Untersuchung des

Beschwerdeführers am 15.02.2022, mit dem Ergebnis eingeholt, dass der Grad der Behinderung in Höhe von 30 vH

bewertet wurde., 2.2. Im Rahmen des gemäß Paragraph 45, Absatz 3, AVG erteilten Parteiengehörs wurde von der

bevollmächtigten Vertretung des Beschwerdeführers ohne Vorlage weiterer Beweismittel im Wesentlichen

zusammengefasst vorgebracht, dass nach mehrfachem Knieprothesenwechsel und Fraktur am linken Oberschenkel

nach wie vor die Belastbarkeit des linken Beines vermindert sei und Instabilität vorliege. Das linke Knie könne nicht

komplett gebeugt werden. Stiegen könnten nur im Nachstellschrift und unter Benützung eines Handlaufes

überwunden werden. Zudem bestehe unverändert eine Muskelverschmächtigung am linken Ober- und Unterschenkel

und sei die Kraft reduziert. Es bestehe eine BeinlängendiAerenz von 2,5 cm. Die zurücklegbare Gehstrecke sei auf 150

m reduziert, danach würden Rücken- und Hüftschmerzen auftreten. Außer Haus sei der Beschwerdeführer auf 2

Walkingstöcke angewiesen. Der Grad der Behinderung der linken unteren Extremität sei zu gering und müsse

zumindest 50 vH betragen. Zudem sei dem Beschwerdeführer die Benützung öAentlicher Verkehrsmittel nicht

zumutbar., 2.3. Zur Überprüfung der Einwendungen wurde von der belangten Behörde vom bereits befassten

Sachverständigen, Dr. römisch 40 , basierend auf der Aktenlage, eine mit 04.04.2022 datierte medizinischen

Stellungnahme mit dem Ergebnis eingeholt, dass weder die erhobenen Einwendungen, noch die vorgelegten

Beweismittel geeignet seien, eine geänderte Beurteilung zu begründen., 2.4. Mit dem angefochtenen Bescheid hat die

belangte Behörde den Antrag auf Ausstellung eines Behindertenpasses gemäß Paragraph 40,, Paragraph 41 und

Paragraph 45, BBG abgewiesen und einen Grad der Behinderung in Höhe von 30 vH festgestellt., 3. Gegen diesen

Bescheid wurde von der bevollmächtigten Vertretung des Beschwerdeführers fristgerecht Beschwerde erhoben. Unter

Vorlage medizinischer Beweismittel wurde im Wesentlichen vorgebracht, dass nach mehrfachem

Knieprothesenwechsel und Fraktur am linken Oberschenkel nach wie vor die Belastbarkeit des linken Beines

vermindert sei und Instabilität vorliege. Das linke Knie könne nicht komplett gebeugt werden. Stiegen könnten nur im

Nachstellschrift und mit Benützung eines Handlaufes bewältigt werden. Zudem bestehe unverändert eine

Muskelverschmächtigung am linken Ober- und Unterschenkel und sei die Kraft reduziert. Der Grad der Behinderung

für diese Gesundheitsschädigung sei daher zu gering bemessen. Es bestehe eine BeinlängendiAerenz von mehr als 2,5

cm und durch die Benützung einer Sohlenerhöhung bestehe ein unruhiger Gang und gestörtes Gleichgewicht. Die

zurücklegbare Gehstrecke sei auf 150 m reduziert, danach würden Rücken- und Hüftschmerzen auftreten. Auch sei

nach längerem Sitzen das Aufstehen erschwert. Weiters leide der Beschwerdeführer an Varus Gonarthrose rechts,

Morbus Scheuermann, linkskonvexer skoliotischer Fehlhaltung der LWS, Lumbischialgie rechts, Spondylarthrose im

unteren LWS-Abschnitt, Spondylosis deformans lumbalis, geringfügiger SI-Gelenksarthrose, mäßiggradiger

Coxarthrose beidseits bei milder Coxa valga Fehlstellung und hochgradiger Genu varum Fehlstellung rechts. Es seien

auch diese Gesundheitsschädigungen zu berücksichtigen. Zudem sei dem Beschwerdeführer aufgrund der
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bestehenden Gesundheitsschädigungen die Benützung öAentlicher Verkehrsmittel nicht zumutbar. Der Grad der

Behinderung betrage zumindest 50 vH und liege eine wechselseitige LeidensbeeinOussung zwischen den Leiden unter

Nr. 1 und 4, sowie zwischen den oben angeführten orthopädischen Leiden vor. Beantragt werden die Einholung von

Sachverständigengutachten der Fachrichtungen Orthopädie und Innere Medizin sowie die Durchführung einer

mündlichen Verhandlung., 3.1. Zur Überprüfung des Beschwerdegegenstandes hat die belangte Behörde im Rahmen

einer beabsichtigten Beschwerdevorentscheidung ein Sachverständigengutachten von DDr. römisch 40 , Fachärztin für

Unfallchirurgie und Orthopädie sowie Ärztin für Allgemeinmedizin, basierend auf der persönlichen Untersuchung des

Beschwerdeführers am 28.06.2022, mit dem Ergebnis eingeholt, dass der Grad der Behinderung in Höhe von 30 vH

bewertet wurde., 3.2. Die belangte Behörde hat in der Folge wegen Fristablauf von einer Beschwerdevorentscheidung

abgesehen., 4. Mit dem – im Bundesverwaltungsgericht am 09.08.2022 eingelangten – Schreiben desselben Datums

hat die belangte Behörde den Verwaltungsakt und die Beschwerde vorgelegt., 4.1. In der Folge wurde vom

Bundesverwaltungsgericht von der bereits befassten Sachverständigen, DDr. römisch 40 , basierend auf der Aktenlage,

eine mit 31.03.2023 datierte medizinischen Stellungnahme mit dem Ergebnis eingeholt, dass der Grad der

Behinderung in Höhe von 30 vH bewertet wurde., 4.2. Im Rahmen des vom Bundesverwaltungsgericht gemäß

Paragraph 17, VwGVG in Verbindung mit Paragraph 45, Absatz 3, AVG mit Hinweis auf die Neuerungsbeschränkung

gemäß Paragraph 46, BBG erteilten Parteiengehörs hat die belangte Behörde keine Einwendungen erhoben.

Die bevollmächtigte Vertretung des Beschwerdeführers hat sich mit dem Ergebnis des Ermittlungsverfahrens nicht

einverstanden erklärt, weil dieses nicht dem Leidenszustand des Beschwerdeführers entspreche. Leiden 1 sei zu gering

beurteilt. Es werde auf das Beschwerdevorbringen und die bereits vorgelegten Beweismittel verwiesen.

II. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:römisch zwei. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:

Da sich der Beschwerdeführer mit dem im angefochtenen Bescheid festgestellten Grad der Behinderung nicht

einverstanden erklärt hat, war dieser zu überprüfen.

1.       Feststellungen:

1.1.         Der Beschwerdeführer erfüllt die allgemeinen Voraussetzungen für die Ausstellung eines Behindertenpasses.

Der Beschwerdeführer hat seinen Wohnsitz im Inland.

1.2.         Der Gesamtgrad der Behinderung beträgt 30 vH.

1.2.1.          Ausmaß der Funktionseinschränkungen:1. Feststellungen:, 1.1. Der Beschwerdeführer erfüllt die

allgemeinen Voraussetzungen für die Ausstellung eines Behindertenpasses. Der Beschwerdeführer hat seinen

Wohnsitz im Inland., 1.2. Der Gesamtgrad der Behinderung beträgt 30 vH., 1.2.1. Ausmaß der

Funktionseinschränkungen:

Klinischer Status - Fachstatus:

Allgemeinzustand: gut. Ernährungszustand: gut. Caput/Collum: klinisch unauAälliges Hör- und Sehvermögen, sichtbare

Schleimhautpartien unauAällig, Pupillen rund, isocor. Halsvenen nicht gestaut. Thorax: symmetrisch, elastisch.

Atemexkursion seitengleich, VA. HAT rein, rhythmisch. Keine Dyspnoe, keine Zyanose. Abdomen: klinisch unauAällig,

keine pathologischen Resistenzen tastbar.

Integument: Effloreszenzen streckseitig an den Ellbögen.

Schultergürtel und beide oberen Extremitäten: Rechtshänder. Der Schultergürtel steht horizontal, seitengleich

mittelkräftig entwickelte Muskelverhältnisse. Die Durchblutung ist ungestört, Radialispulse beidseits tastbar, die

Sensibilität wird als ungestört angegeben. Die Benützungszeichen sind seitengleich vorhanden. Sämtliche Gelenke sind

bandfest und klinisch unauAällig. Aktive Beweglichkeit: Schultern, Ellbogengelenke, Unterarmdrehung, Handgelenke,

Daumen und LangRnger seitengleich frei beweglich. Grob- und SpitzgriA sind uneingeschränkt durchführbar. Der

Faustschluss ist komplett, Fingerspreizen beidseits unauAällig, die grobe Kraft in etwa seitengleich, Tonus und Trophik

unauffällig. Nacken- und Schürzengriff sind uneingeschränkt durchführbar.

Becken und beide unteren Extremitäten: Freies Stehen sicher möglich, Zehenballengang und Fersengang beidseits

ohne Anhalten und ohne Einsinken durchführbar. Der Einbeinstand ist ohne Anhalten möglich. Rechts mäßig

Varusstellung, links ist die Beinachse im Lot, mäßige Verschmächtigung der Muskeln des rechten Oberschenkels.

Beinlänge nicht ident, links - 3 cm. Die Durchblutung ist ungestört, keine Ödeme, keine Varizen, die Sensibilität wird als

ungestört angegeben. Die Beschwielung ist in etwa seitengleich. Kniegelenk links: Narben lateral und median, keine



Überwärmung, ggr. Umfangsvermehrung, Patella verbacken, Konturvergröberung, stabil, Krepitation. Kniegelenk

rechts: unauAällig. Sämtliche weiteren Gelenke sind bandfest und klinisch unauAällig. Aktive Beweglichkeit: Hüften S

0/90, IR/AR 10/0/25, Knie rechts 0/0/130, links 0/10/85, Sprunggelenke rechts frei, links endlagig eingeschränkt, Zehen

sind seitengleich frei beweglich. Das Abheben der gestreckten unteren Extremität ist beidseits bis 60° bei KG 5 möglich.

Wirbelsäule: Schultergürtel und Becken stehen horizontal, in etwa im Lot, regelrechte Krümmungsverhältnisse. Die

Rückenmuskulatur ist symmetrisch ausgebildet. Mäßig Hartspann. Kein Klopfschmerz über der Wirbelsäule, ISG und

Ischiadicusdruckpunkte sind frei. Aktive Beweglichkeit: HWS: in allen Ebenen frei beweglich. BWS/LWS: FBA: 10 cm, in

allen Ebenen frei beweglich. Lasegue bds. negativ, geprüfte Muskeleigenreflexe seitengleich mittellebhaft auslösbar.

Gesamtmobilität – Gangbild am 28.06.2022: Kommt selbständig gehend mit Freizeitschuhen mit Aufdoppelung links +

2 cm, mit 2 Walkingstöcken, das Gangbild ist links hinkend, das linke Bein wird gestreckt vorgeführt. Schrittlänge

physiologisch. Bewegungsabläufe nicht eingeschränkt. Das Aus- und Ankleiden wird selbständig im Sitzen

durchgeführt.

Status Psychicus: Allseits orientiert; Merkfähigkeit, Konzentration und Antrieb unauAällig; Stimmungslage

ausgeglichen.

1.2.2. Beurteilung der Funktionseinschränkungen:Status Psychicus: Allseits orientiert; Merkfähigkeit, Konzentration und

Antrieb unauffällig; Stimmungslage ausgeglichen., 1.2.2. Beurteilung der Funktionseinschränkungen:

Lfd. Nr.

Funktionseinschränkung

Position

GdB

01

Zustand nach mehrfachem septischen Knieprothesenwechsel und periprothetischer Fraktur am linken Oberschenkel

Wahl dieser Fixposition, da mittelgradige Einschränkung der Beweglichkeit ohne Hinweis für Lockerung der Prothese

oder maßgebliche Instabilität.

02.05.20

30 vH

02

Bluthochdruck, Vorhofflimmern

Fixposition

05.01.02

20 vH

03

Psoriasis vulgaris

Wahl dieser Fixposition, da begrenzte Areale, gut beherrschbar.

01.01.01

10 vH

04

Beinverkürzung links von 3 cm

Fixposition

02.05.01

10 vH

Gesamtgrad der Behinderung



30 vH

Begründung für den Gesamtgrad der Behinderung: Das führende Leiden 1 wird durch die übrigen Leiden nicht erhöht

wegen fehlender wechselseitiger ungünstiger Leidensbeeinflussung und zu geringer funktioneller Relevanz.

Ein behinderungsrelevantes FunktionsdeRzit im Bereich des rechten Kniegelenkes, der Wirbelsäule und im Bereich der

Hüftgelenke kann nicht festgestellt werden.

2.       Beweiswürdigung:

Zu 1.1.)         Die Feststellungen zu den allgemeinen Voraussetzungen ergeben sich aus dem diesbezüglich

unbedenklichen, widerspruchsfreien und unbestrittenen Akteninhalt.

Zu 1.2.)         Die Feststellungen zu Art und Ausmaß der Funktionseinschränkungen gründen sich – in freier

Beweiswürdigung – in nachstehend ausgeführtem Umfang auf die eingeholten und vorgelegten Beweismittel:2.

Beweiswürdigung:, Zu 1.1.) Die Feststellungen zu den allgemeinen Voraussetzungen ergeben sich aus dem

diesbezüglich unbedenklichen, widerspruchsfreien und unbestrittenen Akteninhalt., Zu 1.2.) Die Feststellungen zu Art

und Ausmaß der Funktionseinschränkungen gründen sich – in freier Beweiswürdigung – in nachstehend ausgeführtem

Umfang auf die eingeholten und vorgelegten Beweismittel:

Die von der belangten Behörde eingeholten ärztlichen Sachverständigengutachten Dris. XXXX und DDris. XXXX sind in

Zusammenschau mit dem vom Bundesverwaltungsgericht eingeholten Sachverständigengutachten DDris. XXXX

vollständig, schlüssig, nachvollziehbar und frei von Widersprüchen. Es wurde auf die Art der Leiden und deren Ausmaß

ausführlich eingegangen. Die getroAenen Einschätzungen, basierend auf dem im Rahmen persönlicher

Untersuchungen des Beschwerdeführers erhobenen klinischen Befund, entsprechen unter Berücksichtigung der

vorgelegten Beweismittel den festgestellten Funktionseinschränkungen. Die vorgelegten Beweismittel sind in die

Beurteilung eingeOossen. Die von der belangten Behörde eingeholten ärztlichen Sachverständigengutachten Dris.

römisch 40 und DDris. römisch 40 sind in Zusammenschau mit dem vom Bundesverwaltungsgericht eingeholten

Sachverständigengutachten DDris. römisch 40 vollständig, schlüssig, nachvollziehbar und frei von Widersprüchen. Es

wurde auf die Art der Leiden und deren Ausmaß ausführlich eingegangen. Die getroAenen Einschätzungen, basierend

auf dem im Rahmen persönlicher Untersuchungen des Beschwerdeführers erhobenen klinischen Befund, entsprechen

unter Berücksichtigung der vorgelegten Beweismittel den festgestellten Funktionseinschränkungen. Die vorgelegten

Beweismittel sind in die Beurteilung eingeflossen.

Diese Beweismittel stehen hinsichtlich des klinischen Befundes nicht im Widerspruch zum Ergebnis des eingeholten

Sachverständigenbeweises, es wird kein anderes FunktionsdeRzit beschrieben als gutachterlich festgestellt wurde und

sie enthalten auch keine neuen fachärztlichen Aspekte, welche unberücksichtigt geblieben sind.

Die Beurteilung des linken Kniegelenkes erfolgte im Einklang mit der Einschätzungsverordnung welche Position

02.05.20 für einseitige Funktionseinschränkungen mittleren Grades vorsieht. Da beim Beschwerdeführer eine aktive

Beweglichkeit des Kniegelenkes von 0/10/85 objektiviert werden konnte, war eine Höhereinschätzung dieses Leidens

nicht möglich. Diese Beurteilung wird auch durch die vom Beschwerdeführer vorgelegte Ambulanzkarte Donauspital

vom 11.01.2022 bekräftigt, in welcher dargestellt wird, dass keine Entzündungszeichen des linken Kniegelenkes

vorliegen, keine Überwärmung und kein intraartikulärer Erguss bestehen, eine Beweglichkeit von 0-0-80 vorliegt und

dem Röntgen zu entnehmen ist, dass keine Lockerungszeichen vorliegen und ein guter klinischer Verlauf besteht.

Weitere medizinische Beweismittel, hinsichtlich des linken Kniegelenkes, welche einen anderen als den festgestellten

klinischen Befund dokumentieren würden, wurden nicht in Vorlage gebracht.

Dr. XXXX hat im Einklang mit dem erhobenen Status nachvollziehbar ausgeführt, dass im Vergleich zur Beurteilung im

Sachverständigengutachten vom 03.05.2021 ein zwischenzeitlich guter klinischer Verlauf vorliegt, ohne

Lockerungszeichen und ohne Entzündungszeichen am linken Knie.Dr. römisch 40 hat im Einklang mit dem erhobenen

Status nachvollziehbar ausgeführt, dass im Vergleich zur Beurteilung im Sachverständigengutachten vom 03.05.2021

ein zwischenzeitlich guter klinischer Verlauf vorliegt, ohne Lockerungszeichen und ohne Entzündungszeichen am

linken Knie.

Auch DDr. XXXX hat zum Sachverständigengutachten vom 03.05.2021 Stellung genommen und überzeugend

ausgeführt, dass bei der aktuellen Untersuchung, ein guter Verlauf der Rehabilitation mit einer Beweglichkeit von

0/10/85 im linken Kniegelenk, entsprechend einer mittelgradigen Funktionseinschränkung, ohne Hinweis für

Entzündung oder Lockerung oder ein maßgebliches muskuläres Defizit, objektivierbar ist. Die Beinverkürzung von 3 cm



wurde gesondert eingestuft.Auch DDr. römisch 40 hat zum Sachverständigengutachten vom 03.05.2021 Stellung

genommen und überzeugend ausgeführt, dass bei der aktuellen Untersuchung, ein guter Verlauf der Rehabilitation

mit einer Beweglichkeit von 0/10/85 im linken Kniegelenk, entsprechend einer mittelgradigen Funktionseinschränkung,

ohne Hinweis für Entzündung oder Lockerung oder ein maßgebliches muskuläres DeRzit, objektivierbar ist. Die

Beinverkürzung von 3 cm wurde gesondert eingestuft.

Dem vorgelegten Befund Dris. XXXX - dem kein Ausstellungsdatum entnommen werden kann - in welchem dargestellt

wird, dass beim Beschwerdeführer eine auf 50m eingeschränkte Gehstrecke ohne Gehhilfe bestehe, kann nicht gefolgt

werden, da dieser Befund lediglich eine AuOistung von Diagnosen enthält. Es Rnden sich in diesem Attest weder

Befund noch Gutachten im engeren Sinn. Lässt ein ärztliches Attest nicht erkennen, auf welchem Weg sein Aussteller

zu seinen Schlussfolgerungen gekommen ist, ist es mit einem wesentlichen Mangel behaftet und als Beweismittel nicht

geeignet. Eine Vermutung, dass das in einem "befundlosen" Attest abgegebene Fachurteil nach den Regeln der

Wissenschaft erstellt worden sei, besteht nicht. (VwGH vom 06.11.2001, Zl. 94/09/0060) Diesem Beweismittel kommt

daher keine Aussagekraft zu. Im Gegensatz dazu hat im Rahmen der persönlichen Untersuchung des

Beschwerdeführers die befasste Sachverständige einen umfassenden klinischen Befund des gesamten Stütz- und

Bewegungsapparates erhoben und bewertet.Dem vorgelegten Befund Dris. römisch 40 - dem kein Ausstellungsdatum

entnommen werden kann - in welchem dargestellt wird, dass beim Beschwerdeführer eine auf 50m eingeschränkte

Gehstrecke ohne Gehhilfe bestehe, kann nicht gefolgt werden, da dieser Befund lediglich eine AuOistung von

Diagnosen enthält. Es Rnden sich in diesem Attest weder Befund noch Gutachten im engeren Sinn. Lässt ein ärztliches

Attest nicht erkennen, auf welchem Weg sein Aussteller zu seinen Schlussfolgerungen gekommen ist, ist es mit einem

wesentlichen Mangel behaftet und als Beweismittel nicht geeignet. Eine Vermutung, dass das in einem "befundlosen"

Attest abgegebene Fachurteil nach den Regeln der Wissenschaft erstellt worden sei, besteht nicht. (VwGH vom

06.11.2001, Zl. 94/09/0060) Diesem Beweismittel kommt daher keine Aussagekraft zu. Im Gegensatz dazu hat im

Rahmen der persönlichen Untersuchung des Beschwerdeführers die befasste Sachverständige einen umfassenden

klinischen Befund des gesamten Stütz- und Bewegungsapparates erhoben und bewertet.

Hinsichtlich der Angaben im Beschwerdevorbringen, der Beschwerdeführer leide auch an Wirbelsäulenveränderungen

und Problemen der Hüftgelenke, erläutert DDr. XXXX vor dem Hintergrund des erhobenen klinischen Status schlüssig,

dass einschätzungsrelevante FunktionsdeRzite an der Wirbelsäule und den Hüftgelenken nicht objektiviert werden

konnten. So zeigte sich im Rahmen der Untersuchung eine aktive Beweglichkeit der Hüftgelenke von S 0/90, IR/AR

10/0/25, der Schultergürtel und das Becken im Lot horizontal stehend bei regelrechten Krümmungsverhältnissen. Die

Rückenmuskulatur konnte symmetrisch ausgebildet objektiviert werden und es bestand nur mäßig Hartspann.

Klopfschmerz über der Wirbelsäule konnte nicht objektiviert werden und die ISG und Ischiadicusdruckpunkte waren

frei. Zudem war die HWS frei beweglich, der Finger-Boden Abstand betrug lediglich 10 cm und konnten auch BWS und

LWS in allen Ebenen frei beweglich objektiviert werden. Befunde, welche einen anderslautenden klinischen Befund

enthalten würden, oder gegebenenfalls Behandlungen von Wirbelsäule oder Hüftgelenken dokumentieren würden,

wurden vom Beschwerdeführer nicht in Vorlage gebracht. Hinsichtlich der diesbezüglichen vorgelegten radiologischen

Befunde ist festzuhalten, dass diese keinen Aufschluss über vorliegende Funktionseinschränkungen geben. Für die

Beurteilung von Gesundheitsschädigungen im Rahmen der Einschätzungsverordnung ist bei radiologischen Befunden

vielmehr die Korrelation mit der klinischen Symptomatik für die Einschätzung relevant. Da im Rahmen der klinischen

Untersuchung durch DDr. XXXX keine maßgeblichen FunktionsdeRzite objektiviert werden konnten, konnte dem

Vorbringen des Beschwerdeführers nicht gefolgt werden.Hinsichtlich der Angaben im Beschwerdevorbringen, der

Beschwerdeführer leide auch an Wirbelsäulenveränderungen und Problemen der Hüftgelenke, erläutert DDr. römisch

40 vor dem Hintergrund des erhobenen klinischen Status schlüssig, dass einschätzungsrelevante FunktionsdeRzite an

der Wirbelsäule und den Hüftgelenken nicht objektiviert werden konnten. So zeigte sich im Rahmen der Untersuchung

eine aktive Beweglichkeit der Hüftgelenke von S 0/90, IR/AR 10/0/25, der Schultergürtel und das Becken im Lot

horizontal stehend bei regelrechten Krümmungsverhältnissen. Die Rückenmuskulatur konnte symmetrisch

ausgebildet objektiviert werden und es bestand nur mäßig Hartspann. Klopfschmerz über der Wirbelsäule konnte

nicht objektiviert werden und die ISG und Ischiadicusdruckpunkte waren frei. Zudem war die HWS frei beweglich, der

Finger-Boden Abstand betrug lediglich 10 cm und konnten auch BWS und LWS in allen Ebenen frei beweglich

objektiviert werden. Befunde, welche einen anderslautenden klinischen Befund enthalten würden, oder

gegebenenfalls Behandlungen von Wirbelsäule oder Hüftgelenken dokumentieren würden, wurden vom

Beschwerdeführer nicht in Vorlage gebracht. Hinsichtlich der diesbezüglichen vorgelegten radiologischen Befunde ist

https://www.jusline.at/entscheidung/49621
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festzuhalten, dass diese keinen Aufschluss über vorliegende Funktionseinschränkungen geben. Für die Beurteilung

von Gesundheitsschädigungen im Rahmen der Einschätzungsverordnung ist bei radiologischen Befunden vielmehr die

Korrelation mit der klinischen Symptomatik für die Einschätzung relevant. Da im Rahmen der klinischen Untersuchung

durch DDr. römisch 40 keine maßgeblichen Funktionsdefizite objektiviert werden konnten, konnte dem Vorbringen des

Beschwerdeführers nicht gefolgt werden.

Zur Angabe des Beschwerdeführers er leide auch an Problemen des rechten Kniegelenkes hält die Sachverständige

schlüssig fest, dass kein einschätzungsrelevantes Funktionsdefizit festgestellt werden konnte. Sie stellt anschaulich dar,

dass Achsenabweichungen zwar prädisponierend für Arthrosen sind, im Bereich des rechten Kniegelenkes jedoch

weder eine höhergradige Arthrose dokumentiert ist, noch bei der klinischen Untersuchung eine solche festgestellt

werden konnte.

Gegen die Beurteilung der Leiden „Bluthochdruck, VorhoXimmern“ und „Psoriasis“ wurden vom Beschwerdeführer

keine Einwendungen erhoben.

Die Sachverständigengutachten DDris. XXXX stehen - auch in Zusammenschau mit den im verwaltungsbehördlichen

Verfahren eingeholten Sachverständigengutachten Dris. XXXX - mit den Erfahrungen des Lebens, der ärztlichen

Wissenschaft und den Denkgesetzen nicht in Widerspruch. Auch war dem Vorbringen sowie den vorgelegten

Beweismitteln kein überzeugender Anhaltspunkt zu entnehmen, die Tauglichkeit der befassten Sachverständigen oder

deren Beurteilung beziehungsweise Feststellungen in Zweifel zu ziehen.Die Sachverständigengutachten DDris. römisch

4 0 stehen - auch in Zusammenschau mit den im verwaltungsbehördlichen Verfahren eingeholten

Sachverständigengutachten Dris. römisch 40 - mit den Erfahrungen des Lebens, der ärztlichen Wissenschaft und den

Denkgesetzen nicht in Widerspruch. Auch war dem Vorbringen sowie den vorgelegten Beweismitteln kein

überzeugender Anhaltspunkt zu entnehmen, die Tauglichkeit der befassten Sachverständigen oder deren Beurteilung

beziehungsweise Feststellungen in Zweifel zu ziehen.

Dem Gutachten eines Sachverständigen kann zwar auch ohne Gegengutachten in der Weise entgegengetreten

werden, als die Parteien Unschlüssigkeiten oder Unvollständigkeiten des Gutachtens aufzeigen. Den – nicht als

unschlüssig zu erkennenden – Sachverständigengutachten DDris. XXXX , nämlich weder dem erhobenen klinischen

Befund, noch den daraus gezogenen Schlussfolgerungen bzw. der Beurteilung der Funktionseinschränkungen, ist der

Beschwerdeführer jedoch nicht überzeugend entgegengetreten, sondern wurden im Rahmen des erteilten

Parteiengehörs die Beschwerdevorbringen – welche der gutachterlichen Prüfung unterzogen wurden –

wiederholt.Dem Gutachten eines Sachverständigen kann zwar auch ohne Gegengutachten in der Weise

entgegengetreten werden, als die Parteien Unschlüssigkeiten oder Unvollständigkeiten des Gutachtens aufzeigen. Den

– nicht als unschlüssig zu erkennenden – Sachverständigengutachten DDris. römisch 40 , nämlich weder dem

erhobenen klinischen Befund, noch den daraus gezogenen Schlussfolgerungen bzw. der Beurteilung der

Funktionseinschränkungen, ist der Beschwerdeführer jedoch nicht überzeugend entgegengetreten, sondern wurden

im Rahmen des erteilten Parteiengehörs die Beschwerdevorbringen – welche der gutachterlichen Prüfung unterzogen

wurden – wiederholt.

Die Krankengeschichte des Beschwerdeführers wurde umfassend und diAerenziert nach den konkret vorliegenden

Krankheitsbildern auch im Zusammenwirken zueinander berücksichtigt.

Dem Beschwerdevorbringen wurde insofern entsprochen, als die belangte Behörde ein weiteres auf persönlicher

Untersuchung basierendes fachärztliches Sachverständigengutachten eingeholt hat und durch das

Bundesverwaltungsgericht zur Überprüfung ein zusätzliches auf der Aktenlage basierendes

Sachverständigengutachten eingeholt wurde. Das Beschwerdevorbringen und die im Rahmen des Parteiengehörs

erhobenen Einwendungen, welche eine Wiederholung des Beschwerdevorbringens darstellen, waren jedoch nicht

geeignet, die gutachterliche Beurteilung, wonach ein Gesamtgrad der Behinderung in Höhe von 30 vH vorliegt, zu

entkräften. Die Angaben des Beschwerdeführers konnten nicht über den erstellten Befund hinaus objektiviert werden.

Hinsichtlich jener Teile des Beschwerdevorbringens, welche auf die Eintragung des Zusatzvermerkes „Unzumutbarkeit

der Benützung öffentlicher Verkehrsmittel“ in den Behindertenpass abzielen, siehe die rechtliche Beurteilung.

3.       Rechtliche Beurteilung:

Gemäß § 6 des Bundesgesetzes über die Organisation des Bundesverwaltungsgerichtes



(Bundesverwaltungsgerichtsgesetz – BVwGG) entscheidet das Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern

nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch Senate vorgesehen ist. Gemäß § 45 Abs. 3 BBG hat in

Verfahren auf Ausstellung eines Behindertenpasses, auf Vornahme von Zusatzeintragungen oder auf Einschätzung des

Grades der Behinderung die Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts durch den Senat zu erfolgen.

Gegenständlich liegt somit Senatszuständigkeit vor.Gemäß Paragraph 6, des Bundesgesetzes über die Organisation

des Bundesverwaltungsgerichtes (Bundesverwaltungsgerichtsgesetz – BVwGG) entscheidet das

Bundesverwaltungsgericht durch Einzelrichter, sofern nicht in Bundes- oder Landesgesetzen die Entscheidung durch

Senate vorgesehen ist. Gemäß Paragraph 45, Absatz 3, BBG hat in Verfahren auf Ausstellung eines Behindertenpasses,

auf Vornahme von Zusatzeintragungen oder auf Einschätzung des Grades der Behinderung die Entscheidung des

Bundesverwaltungsgerichts durch den Senat zu erfolgen. Gegenständlich liegt somit Senatszuständigkeit vor.

Das Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des BundesRnanzgerichtes ist durch das Bundesgesetz über

das Verfahren der Verwaltungsgerichte (Verwaltungsgerichts-verfahrensgesetz - VwGVG) geregelt (§ 1 leg.cit.).Das

Verfahren der Verwaltungsgerichte mit Ausnahme des BundesRnanzgerichtes ist durch das Bundesgesetz über das

Verfahren der Verwaltungsgerichte (Verwaltungsgerichts-verfahrensgesetz - VwGVG) geregelt (Paragraph eins, leg.cit.).

Gemäß § 59 Abs. 2 VwGVG bleiben entgegenstehende Bestimmungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses

Bundesgesetzes bereits kundgemacht wurden, in Kraft.Gemäß Paragraph 59, Absatz 2, VwGVG bleiben

entgegenstehende Bestimmungen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Bundesgesetzes bereits kundgemacht

wurden, in Kraft.

Gemäß § 17 VwGVG sind, soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren über

Beschwerden gemäß Art. 130 Abs. 1 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der

§§ 1 bis 5 sowie des IV. Teiles und im Übrigen jene verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder

Landesgesetzen sinngemäß anzuwenden, die die Behörde in dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht

vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden gehabt hätte.Gemäß Paragraph 17, VwGVG sind,

soweit in diesem Bundesgesetz nicht anderes bestimmt ist, auf das Verfahren über Beschwerden gemäß Artikel 130,

Absatz eins, Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) die Bestimmungen des AVG mit Ausnahme der Paragraphen eins bis 5

sowie des römisch vier. Teiles und im Übrigen jene verfahrensrechtlichen Bestimmungen in Bundes- oder

Landesgesetzen sinngemäß anzuwenden, die die Behörde in dem dem Verfahren vor dem Verwaltungsgericht

vorangegangenen Verfahren angewendet hat oder anzuwenden gehabt hätte.

Gemäß § 27 VwGVG hat das Verwaltungsgericht, soweit nicht Rechtswidrigkeit wegen Unzuständigkeit der Behörde

gegeben ist, den angefochtenen Bescheid auf Grund der Beschwerde (§ 9 Abs. 1 Z 3 und 4) oder auf Grund der

Erklärung über den Umfang der Anfechtung (§ 9 Abs. 3) zu überprüfen.Gemäß Paragraph 27, VwGVG hat das

Verwaltungsgericht, soweit nicht Rechtswidrigkeit wegen Unzuständigkeit der Behörde gegeben ist, den angefochtenen

Bescheid auf Grund der Beschwerde (Paragraph 9, Absatz eins, ZiAer 3 und 4) oder auf Grund der Erklärung über den

Umfang der Anfechtung (Paragraph 9, Absatz 3,) zu überprüfen.

Gemäß § 28 Abs. 1 VwGVG hat das Verwaltungsgericht, sofern die Beschwerde nicht zurückzuweisen oder das

Verfahren einzustellen ist, die Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen.Gemäß Paragraph 28, Absatz eins, VwGVG

hat das Verwaltungsgericht, sofern die Beschwerde nicht zurückzuweisen oder das Verfahren einzustellen ist, die

Rechtssache durch Erkenntnis zu erledigen.

Gemäß § 28 Abs. 2 VwGVG hat das Verwaltungsgericht über Beschwerden gemäß Art. 130 Abs. 1 Z 1 B-VG dann in der

Sache selbst zu entscheiden, wenn der maßgebliche Sachverhalt feststeht oder die Feststellung des maßgeblichen

Sachverhalts durch das Verwaltungsgericht selbst im Interesse der Raschheit gelegen oder mit einer erheblichen

Kostenersparnis verbunden ist.Gemäß Paragraph 28, Absatz 2, VwGVG hat das Verwaltungsgericht über Beschwerden

gemäß Artikel 130, Absatz eins, ZiAer eins, B-VG dann in der Sache selbst zu entscheiden, wenn der maßgebliche

Sachverhalt feststeht oder die Feststellung des maßgeblichen Sachverhalts durch das Verwaltungsgericht selbst im

Interesse der Raschheit gelegen oder mit einer erheblichen Kostenersparnis verbunden ist.

Zu A)

1.         Zur Entscheidung in der Sache:Zu A), 1. Zur Entscheidung in der Sache:

Unter Behinderung im Sinne dieses Bundesgesetzes ist die Auswirkung einer nicht nur vorübergehenden körperlichen,

geistigen oder psychischen Funktionsbeeinträchtigung oder Beeinträchtigung der Sinnesfunktionen zu verstehen, die
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geeignet ist, die Teilhabe am Leben in der Gesellschaft zu erschweren. Als nicht nur vorübergehend gilt ein Zeitraum

von mehr als voraussichtlich sechs Monaten. (§ 1 Abs. 2 BBG)Unter Behinderung im Sinne dieses Bundesgesetzes ist

die Auswirkung einer nicht nur vorübergehenden körperlichen, geistigen oder psychischen Funktionsbeeinträchtigung

oder Beeinträchtigung der Sinnesfunktionen zu verstehen, die geeignet ist, die Teilhabe am Leben in der Gesellschaft

zu erschweren. Als nicht nur vorübergehend gilt ein Zeitraum von mehr als voraussichtlich sechs Monaten. (Paragraph

eins, Absatz 2, BBG)

Behinderten Menschen mit Wohnsitz oder gewöhnlichem Aufenthalt im Inland und einem Grad der Behinderung oder

einer Minderung der Erwerbsfähigkeit von mindestens 50% ist auf Antrag vom Bundesamt für Soziales und

Behindertenwesen (§ 45) ein Behindertenpaß auszustellen, wennBehinderten Menschen mit Wohnsitz oder

gewöhnlichem Aufenthalt im Inland und einem Grad der Behinderung oder einer Minderung der Erwerbsfähigkeit von

mindestens 50% ist auf Antrag vom Bundesamt für Soziales und Behindertenwesen (Paragraph 45,) ein

Behindertenpaß auszustellen, wenn

1.       ihr Grad der Behinderung (ihre Minderung der Erwerbsfähigkeit) nach bundesgesetzlichen Vorschriften durch

Bescheid oder Urteil festgestellt ist oder

2.       sie nach bundesgesetzlichen Vorschriften wegen Invalidität, Berufsunfähigkeit, Dienstunfähigkeit oder dauernder

Erwerbsunfähigkeit Geldleistungen beziehen oder

3.       sie nach bundesgesetzlichen Vorschriften ein POegegeld, eine POegezulage, eine Blindenzulage oder eine

gleichartige Leistung erhalten oder

4.       für sie erhöhte Familienbeihilfe bezogen wird oder sie selbst erhöhte Familienbeihilfe beziehen oder

5.       sie dem Personenkreis der begünstigten Behinderten im Sinne des Behinderten-einstellungsgesetzes, BGBl. Nr.

22/1970, angehören. (§ 40 Abs. 1 BBG)5. sie dem Personenkreis der begünstigten Behinderten im Sinne des

Behinderten-einstellungsgesetzes, Bundesgesetzblatt Nr. 22 aus 1970,, angehören. (Paragraph 40, Absatz eins, BBG)

Behinderten Menschen, die nicht dem im Abs. 1 angeführten Personenkreis angehören, ist ein Behindertenpaß

auszustellen, wenn und insoweit das Bundesamt für Soziales und Behindertenwesen auf Grund von Vereinbarungen

des Bundes mit dem jeweiligen Land oder auf Grund anderer Rechtsvorschriften hiezu ermächtigt ist. (§ 40 Abs. 2

BBG)Behinderten Menschen, die nicht dem im Absatz eins, angeführten Personenkreis angehören, ist ein

Behindertenpaß auszustellen, wenn und insoweit das Bundesamt für Soziales und Behindertenwesen auf Grund von

Vereinbarungen des Bundes mit dem jeweiligen Land oder auf Grund anderer Rechtsvorschriften hiezu ermächtigt ist.

(Paragraph 40, Absatz 2, BBG)

Die Höhe des Freibetrages bestimmt sich nach dem Ausmaß der Minderung der Erwerbsfähigkeit (Grad der

Behinderung). Die Minderung der Erwerbsfähigkeit (Grad der Behinderung) richtet sich in Fällen,

1.       in denen Leistungen wegen einer Behinderung erbracht werden, nach der hiefür maßgebenden Einschätzung,

2.       in denen keine eigenen gesetzlichen Vorschriften für die Einschätzung bestehen, nach § 7 und § 9 Abs. 1 des

Kriegsopferversorgungsgesetzes 1957 bzw. nach der Einschätzungsverordnung, BGBl. II Nr. 261/2010, für die von ihr

umfassten Bereiche.2. in denen keine eigenen gesetzlichen Vorschriften für die Einschätzung bestehen, nach

Paragraph 7 und Paragraph 9, Absatz eins, des Kriegsopferversorgungsgesetzes 1957 bzw. nach der

Einschätzungsverordnung, Bundesgesetzblatt Teil 2, Nr. 261 aus 2010,, für die von ihr umfassten Bereiche.

Die Tatsache der Behinderung und das Ausmaß der Minderung der Erwerbsfähigkeit (Grad der Behinderung) sind

durch eine amtliche Bescheinigung der für diese Feststellung zuständigen Stelle nachzuweisen.

Zuständige Stelle ist:

–        Der Landeshauptmann bei Empfängern einer Opferrente (§ 11 Abs. 2 des Opferfürsorgegesetzes, BGBl. Nr.

183/1947).– Der Landeshauptmann bei Empfängern einer Opferrente (Paragraph 11, Absatz 2, des

Opferfürsorgegesetzes, Bundesgesetzblatt Nr. 183 aus 1947,).

–        Die Sozialversicherungsträger bei Berufskrankheiten oder Berufsunfällen von Arbeitnehmern.

–        In allen übrigen Fällen sowie bei ZusammentreAen von Behinderungen verschiedener Art das Bundesamt für

Soziales und Behindertenwesen; dieses hat den Grad der Behinderung durch Ausstellung eines Behindertenpasses

https://www.jusline.at/gesetz/bbg/paragraf/1
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblPdf/1970_22_0/1970_22_0.pdf
https://www.jusline.at/gesetz/bbg/paragraf/40
https://www.jusline.at/gesetz/bbg/paragraf/40
https://www.ris.bka.gv.at/eli/bgbl/II/2010/261
https://www.ris.bka.gv.at/Dokumente/BgblPdf/1947_183_0/1947_183_0.pdf


nach §§ 40 A des Bundesbehindertengesetzes, im negativen Fall durch einen in Vollziehung dieser Bestimmungen

ergehenden Bescheid zu bescheinigen.– In allen übrigen Fällen sowie bei ZusammentreAen von Behinderungen

verschiedener Art das Bundesamt für Soziales und Behindertenwesen; dieses hat den Grad der Behinderung durch

Ausstellung eines Behindertenpasses nach Paragraphen 40, A des Bundesbehindertengesetzes, im negativen Fall

durch einen in Vollziehung dieser Bestimmungen ergehenden Bescheid zu bescheinigen.

(§ 35 Abs. 2 Einkommensteuergesetz 1988)(Paragraph 35, Absatz 2, Einkommensteuergesetz 1988)

Als Nachweis für das Vorliegen der im § 40 genannten Voraussetzungen gilt der letzte rechtskräftige Bescheid eines

Rehabilitationsträgers (§ 3), ein rechtskräftiges Urteil eines Gerichtes nach dem Arbeits- und Sozialgerichtsgesetz, BGBl.

Nr. 104/1985, ein rechtskräftiges Erkenntnis des Bundesverwaltungsgerichtes oder die Mitteilung über die Gewährung

der erhöhten Familienbeihilfe gemäß § 8 Abs. 5 des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967, BGBl. Nr. 376.Als Nachweis

für das Vorliegen der im Paragraph 40, genannten Voraussetzungen gilt der letzte rechtskräftige Bescheid eines

Rehabilitationsträgers (Paragraph 3,), ein rechtskräftiges Urteil eines Gerichtes nach dem Arbeits- und

Sozialgerichtsgesetz, Bundesgesetzblatt Nr. 104 aus 1985,, ein rechtskräftiges Erkenntnis des

Bundesverwaltungsgerichtes oder die Mitteilung über die Gewährung der erhöhten Familienbeihilfe gemäß Paragraph

8, Absatz 5, des Familienlastenausgleichsgesetzes 1967, Bundesgesetzblatt Nr. 376.

Das Bundesamt für Soziales und Behindertenwesen hat den Grad der Behinderung nach der

Einschätzungsverordnung (BGBl. II Nr. 261/2010) unter Mitwirkung von ärztlichen Sachverständigen einzuschätzen,

wennDas Bundesamt für Soziales und Behindertenwesen hat den Grad der Behinderung nach der

Einschätzungsverordnung Bundesgesetzblatt Teil 2, Nr. 261 aus 2010,) unter Mitwirkung von ärztlichen

Sachverständigen einzuschätzen, wenn

1.       nach bundesgesetzlichen Vorschriften Leistungen wegen einer Behinderung erbracht werden und die hiefür

maßgebenden Vorschriften keine Einschätzung vorsehen oder

2.       zwei oder mehr Einschätzungen nach bundesgesetzlichen Vorschriften vorliegen und keine Gesamteinschätzung

vorgenommen wurde oder

3.       ein Fall des § 40 Abs. 2 vorliegt.3. ein Fall des Paragraph 40, Absatz 2, vorliegt.

(§ 41 Abs. 1 BBG)(Paragraph 41, Absatz eins, BBG)

Der Behindertenpass hat den Vornamen sowie den Familiennamen, das Geburtsdatum eine allfällige

Versicherungsnummer und den festgestellten Grad der Behinderung oder der Minderung der Erwerbsfähigkeit zu

enthalten und ist mit einem Lichtbild auszustatten. Zusätzliche Eintragungen, die dem Nachweis von Rechten und

Vergünstigungen dienen, sind auf Antrag des behinderten Menschen zulässig. Die Eintragung ist vom Bundesamt für

Soziales und Behindertenwesen vorzunehmen. (§ 42 Abs. 1 BBG)Der Behindertenpass hat den Vornamen sowie den

Familiennamen, das Geburtsdatum eine allfällige Versicherungsnummer und den festgestellten Grad der Behinderung

oder der Minderung der Erwerbsfähigkeit zu enthalten und ist mit einem Lichtbild auszustatten. Zusätzliche

Eintragungen, die dem Nachweis von Rechten und Vergünstigungen dienen, sind auf Antrag des behinderten

Menschen zulässig. Die Eintragung ist vom Bundesamt für Soziales und Behindertenwesen vorzunehmen. (Paragraph

42, Absatz eins, BBG)

Der Behindertenpaß ist unbefristet auszustellen, wenn keine Änderung in den Voraussetzungen zu erwarten ist. (§ 42

Abs. 2 BBG)Der Behindertenpaß ist unbefristet auszustellen, wenn keine Änderung in den Voraussetzungen zu

erwarten ist. (Paragraph 42, Absatz 2, BBG)

Anträge auf Ausstellung eines Behindertenpasses, auf Vornahme einer Zusatzeintragung oder auf Einschätzung des

Grades der Behinderung sind unter Anschluß der erforderlichen Nachweise bei dem Bundesamt für Soziales und

Behindertenwesen einzubringen. (§ 45 Abs. 1 BBG)Anträge auf Ausstellung eines Behindertenpasses, auf Vornahme

einer Zusatzeintragung oder auf Einschätzung des Grades der Behinderung sind unter Anschluß der erforderlichen

Nachweise bei dem Bundesamt für Soziales und Behindertenwesen einzubringen. (Paragraph 45, Absatz eins, BBG)

Ein Bescheid ist nur dann zu erteilen, wenn einem Antrag gemäß Abs. 1 nicht stattgegeben, das Verfahren eingestellt (§

41 Abs. 3) oder der Pass eingezogen wird. Dem ausgestellten Behindertenpass kommt Bescheidcharakter zu. (§ 45 Abs.

2 BBG)Ein Bescheid ist nur dann zu erteilen, wenn einem Antrag gemäß Absatz eins, nicht stattgegeben, das Verfahren

eingestellt (Paragraph 41, Absatz 3,) oder der Pass eingezogen wird. Dem ausgestellten Behindertenpass kommt
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Bescheidcharakter zu. (Paragraph 45, Absatz 2, BBG)

Wie unter Punkt II.2. bereits ausgeführt, sind weder das Beschwerdevorbringen noch die vorgelegten medizinischen

Beweismittel geeignet darzutun, dass der in Höhe von 30 vH festgestellte Grad der Behinderung nicht dem

tatsächlichen Leidensausmaß des Beschwerdeführers entspräche.Wie unter Punkt römisch zwei.2. bereits ausgeführt,

sind weder das Beschwerdevorbringen noch die vorgelegten medizinischen Beweismittel geeignet darzutun, dass der

in Höhe von 30 vH festgestellte Grad der Behinderung nicht dem tatsächlichen Leidensausmaß des Beschwerdeführers

entspräche.

Das Beschwerdevorbringen wurde insofern berücksichtigt, als durch die belangte Behörde eine weitere persönliche

Untersuchung erfolgten und das Bundesverwaltungsgericht eine ergänzendes auf der Aktenlage basierendes

Sachverständigengutachten eingeholt hat, woraus jedoch keine Anhebung des Gesamtgrades der Behinderung

resultiert.

Da ein Grad der Behinderung von dreißig (30) vH festgestellt wurde und somit die Voraussetzungen für die Ausstellung

eines Behindertenpasses nicht erfüllt sind, war spruchgemäß zu entscheiden.

Soweit die Einholung eines Sachverständigengutachtens der Fachrichtung Innere Medizin beantragt wird, ist dazu auf

die Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes zu den vergleichbaren Bestimmungen des

Behinderteneinstellungsgesetzes (BEinstG) zu verweisen, wonach die Behörde verpOichtet ist, zur Klärung

medizinischer Fachfragen ärztliche Gutachten einzuholen. Das Gesetz enthält aber keine Regelung, aus der erschlossen

werden kann, dass ein Anspruch auf die Beiziehung von Fachärzten bestimmter Richtung bestünde. Es besteht

demnach kein Anspruch auf die Zuziehung eines Facharztes eines bestimmten medizinischen Teilgebietes. Es kommt

vielmehr auf die Schlüssigkeit der eingeholten Gutachten an (vgl. VwGH 24.06.1997, Zl. 96/08/0114). Wie unter Punkt II.

2. bereits ausgeführt, wurden die eingeholten Sachverständigengutachten als nachvollziehbar, vollständig und

schlüssig erachtet. Soweit die Einholung eines Sachverständigengutachtens der Fachrichtung Innere Medizin beantragt

wird, ist dazu auf die Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes zu den vergleichbaren Bestimmungen des

Behinderteneinstellungsgesetzes (BEinstG) zu verweisen, wonach die Behörde verpOichtet ist, zur Klärung

medizinischer Fachfragen ärztliche Gutachten einzuholen. Das Gesetz enthält aber keine Regelung, aus der erschlossen

werden kann, dass ein Anspruch auf die Beiziehung von Fachärzten bestimmter Richtung bestünde. Es besteht

demnach kein Anspruch auf die Zuziehung eines Facharztes eines bestimmten medizinischen Teilgebietes. Es kommt

vielmehr auf die Schlüssigkeit der eingeholten Gutachten an vergleiche VwGH 24.06.1997, Zl. 96/08/0114). Wie unter

Punkt römisch zwei. 2. bereits ausgeführt, wurden die eingeholten Sachverständigengutachten als nachvollziehbar,

vollständig und schlüssig erachtet.

Gegenständlich liegen keine konkreten Anhaltspunkte vor, dass die Befassung von Sachverständigen der

Fachrichtungen Unfallchirurgie/Orthopädie/Allgemeinmedizin sachwidrig erfolgt ist. Die Begutachtung erfolgte nicht zu

dem Zweck der Behandlung der beim Beschwerdeführer vorliegenden Leiden, sondern zur Erhebung der

Funktionseinschränkungen.

Nach der ständigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes, ist "Sache" im Sinne des § 66 Abs. 4 erster Satz AVG

für die Berufungsbehörde die Angelegenheit, die den Inhalt des Spruches des Bescheides der Unterbehörde gebildet

hat und nicht das, was der Berufungswerber zum Inhalt der Berufungsschrift gemacht hat. (VwGH vom 11.11.1991, Zl.

90/19/0505) Nach der ständigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes, ist "Sache" im Sinne des Paragraph 66,

Absatz 4, erster Satz AVG für die Berufungsbehörde die Angelegenheit, die den Inhalt des Spruches des Bescheides der

Unterbehörde gebildet hat und nicht das, was der Berufungswerber zum Inhalt der Berufungsschrift gemacht hat.

(VwGH vom 11.11.1991, Zl. 90/19/0505)

Diese Judikatur ist auf die Begrenzung des Beschwerdegegenstandes der Verwaltungsgerichte übertragbar. "Sache"

des Beschwerdeverfahrens vor dem VwG ist - ungeachtet des durch § 27 VwGVG vorgegebenen Prüfumfangs -

jedenfalls nur jene Angelegenheit, die den Inhalt des Spruchs der vor dem Verwaltungsgericht belangten

Verwaltungsbehörde gebildet hat. B 17.12.2014, Ra 2014/03/0049Diese Judikatur ist auf die Begrenzung des

Beschwerdegegenstandes der Verwaltungsgerichte übertragbar. "Sache" des Beschwerdeverfahrens vor dem VwG ist -

ungeachtet des durch Paragraph 27, VwGVG vorgegebenen Prüfumfangs - jedenfalls nur jene Angelegenheit, die den

Inhalt des Spruchs der vor dem Verwaltungsgericht belangten Verwaltungsbehörde gebildet hat. B 17.12.2014, Ra

2014/03/0049
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Gemäß § 27 VwGVG hat das Verwaltungsgericht, soweit nicht Rechtswidrigkeit wegen Unzuständigkeit der Behörde

gegeben ist, den angefochtenen Bescheid auf Grund der Beschwerde (§ 9 Abs. 1 Z 3 und 4) oder auf Grund der

Erklärung über den Umfang der Anfechtung (§ 9 Abs. 3) zu überprüfen. Ein im Beschwerdeverfahren vorgebrachtes

Begehren, welches den Gegenstand des angefochtenen Verfahrens überschreitet, kann den zulässigen

Beschwerdegegenstand nicht darüber hinaus erweitern. Bezüglich der Einwendungen des Beschwerdeführers

betreAend die Unzumutbarkeit der Benützung von öAentlichen Verkehrsmitteln wird daher festgehalten, dass die

Vornahme von Zusatzvermerken in den Behindertenpass nicht Gegenstand des angefochtenen Bescheides – welcher

lediglich über den Grad der Behinderung abspricht – ist.Gemäß Paragraph 27, VwGVG hat das Verwaltungsgericht,

soweit nicht Rechtswidrigkeit wegen Unzuständigkeit der Behörde gegeben ist, den angefochtenen Bescheid auf Grund

der Beschwerde (Paragraph 9, Absatz eins, ZiAer 3 und 4) oder auf Grund der Erklärung über den Umfang der

Anfechtung (Paragraph 9, Absatz 3,) zu überprüfen. Ein im Beschwerdeverfahren vorgebrachtes Begehren, welches

den Gegenstand des angefochtenen Verfahrens überschreitet, kann den zulässigen Beschwerdegegenstand nicht

darüber hinaus erweitern. Bezüglich der Einwendungen des Beschwerdeführers betreAend die Unzumutbarkeit der

Benützung von öAentlichen Verkehrsmitteln wird daher festgehalten, dass die Vornahme von Zusatzvermerken in den

Behindertenpass nicht Gegenstand des angefochtenen Bescheides – welcher lediglich über den Grad der Behinderung

abspricht – ist.

Hinsichtlich des angefochtenen Spruchteiles, mit welchem der Grad der Behinderung festgestellt wurde, wird

angemerkt, dass § 43 Abs. 1 zweiter Satz BBG keine Ermächtigung für einen gesonderten Ausspruch der Behörde

enthält, dass ein Grad der Behinderung von weniger als 50 % besteht. (vgl. Ra 2018/11/0204 vom 13.12.2018) Daher

wird der angefochtene Bescheid mit der Maßgabe bestätigt, dass die Zitierung des Grades der Behinderung im Spruch

entfällt.

2.         Zum Entfall einer mündlichen Verhandlung:Hinsichtlich des angefochtenen Spruchteiles, mit welchem der Grad

der Behinderung festgestellt wurde, wird angemerkt, dass Paragraph 43, Absatz eins, zweiter Satz BBG keine

Ermächtigung für einen gesonderten Ausspruch der Behörde enthält, dass ein Grad der Behinderung von weniger als

50 % besteht. vergleiche Ra 2018/11/0204 vom 13.12.2018) Daher wird der angefochtene Bescheid mit der Maßgabe

bestätigt, dass die Zitierung des Grades der Behinderung im Spruch entfällt., 2. Zum Entfall einer mündlichen

Verhandlung:

Das Verwaltungsgericht hat auf Antrag oder, wenn es dies für erforderlich hält, von Amts wegen eine öAentliche

mündliche Verhandlung durchzuführen.

(§ 24 Abs. 1 VwGVG)(Paragraph 24, Absatz eins, VwGVG)

Die Verhandlung kann entfallen, wenn

1.       der das vorangegangene Verwaltungsverfahren einleitende Antrag der Partei oder die Beschwerde

zurückzuweisen ist oder bereits auf Grund der Aktenlage feststeht, dass der mit Beschwerde angefochtene Bescheid

aufzuheben, die angefochtene Ausübung unmittelbarer verwaltungsbehördlicher Befehls- und Zwangsgewalt oder die

angefochtene Weisung für rechtswidrig zu erklären ist oder

2.       die Säumnisbeschwerde zurückzuweisen oder abzuweisen ist.

(§ 24 Abs. 2 VwGVG)(Paragraph 24, Absatz 2, VwGVG)

Der Beschwerdeführer hat die Durchführung einer Verhandlung in der Beschwerde oder im Vorlageantrag zu

beantragen. Den sonstigen Parteien ist Gelegenheit zu geben, binnen angemessener, zwei Wochen nicht

übersteigender Frist einen Antrag auf Durchführung einer Verhandlung zu stellen. Ein Antrag auf Durchführung einer

Verhandlung kann nur mit Zustimmung der anderen Parteien zurückgezogen werden. (§ 24 Abs. 3 VwGVG)Der

Beschwerdeführer hat die Durchführung einer Verhandlung in der Beschwerde oder im Vorlageantrag zu beantragen.

Den sonstigen Parteien ist Gelegenheit zu geben, binnen angemessener, zwei Wochen nicht übersteigender Frist einen

Antrag auf Durchführung einer Verhandlung zu stellen. Ein Antrag auf Durchführung einer Verhandlung kann nur mit

Zustimmung der anderen Parteien zurückgezogen werden. (Paragraph 24, Absatz 3, VwGVG)

Soweit durch Bundes- oder Landesgesetz nicht anderes bestimmt ist, kann das Verwaltungsgericht ungeachtet eines

Parteiantrags von einer Verhandlung absehen, wenn die Akten erkennen lassen, dass die mündliche Erörterung eine

weitere Klärung der Rechtssache nicht erwarten lässt, und einem Entfall der Verhandlung weder Art. 6 Abs. 1 der

https://www.jusline.at/gesetz/vwgvg/paragraf/27
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Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten, BGBl. Nr. 210/1958, noch Art. 47 der Charta der

Grundrechte der Europäischen Union, ABl. Nr. C 83 vom 30.03.2010 S. 389 entgegenstehen. (§ 24 Abs. 4 VwGVG)Soweit

durch Bundes- oder Landesgesetz nicht anderes bestimmt ist, kann das Verwaltungsgericht ungeachtet eines

Parteiantrags von einer Verhandlung absehen, wenn die Akten erkennen lassen, dass die mündliche Erörterung eine

weitere Klärung der Rechtssache nicht erwarten lässt, und einem Entfall der Verhandlung weder Artikel 6, Absatz eins,

der Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten, Bundesgesetzblatt Nr. 210 aus 1958,, noch

Artikel 47, der Charta der Grundrechte der Europäischen Union, ABl. Nr. C 83 vom 30.03.2010 S. 389 entgegenstehen.

(Paragraph 24, Absatz 4, VwGVG)

Das Verwaltungsgericht kann von der Durchführung (Fortsetzung) einer Verhandlung absehen, wenn die Parteien

ausdrücklich darauf verzichten. Ein solcher Verzicht kann bis zum Beginn der (fortgesetzten) Verhandlung erklärt

werden. (§ 24 Abs. 5 VwGVG)Das Verwaltungsgericht kann von der Durchführung (Fortsetzung) einer Verhandlung

absehen, wenn die Parteien ausdrücklich darauf verzichten. Ein solcher Verzicht kann bis zum Beginn der

(fortgesetzten) Verhandlung erklärt werden. (Paragraph 24, Absatz 5, VwGVG)

Maßgebend für die gegenständliche Entscheidung über den Gesamtgrad der Behinderung sind die Art und das

Ausmaß der beim Beschwerdeführer festgestellten Gesundheitsschädigungen. Zur Klärung des Sachverhaltes wurden

daher ärztliche Sachverständigengutachten eingeholt. Wie unter Punkt II. 2. bereits ausgeführt, wurden diese als

nachvollziehbar, vollständig und schlüssig erachtet.Maßgebend für die gegenständliche Entscheidung über den

Gesamtgrad der Behinderung sind die Art und das Ausmaß der beim Beschwerdeführer festgestellten

Gesundheitsschädigungen. Zur Klärung des Sachverhaltes wurden daher ärztliche Sachverständigengutachten

eingeholt. Wie unter Punkt römisch zwei. 2. bereits ausgeführt, wurden diese als nachvollziehbar, vollständig und

schlüssig erachtet.

Im Rahmen des Parteiengehörs hatten die Verfahrensparteien die Möglichkeit sich zu äußern. Die erhobenen

Einwendungen waren allerdings – wie unter Punkt II.2. bzw. II.3.1. bereits ausgeführt – nicht geeignet die

sachverständigen Feststellungen und Beurteilungen zu entkräften bzw. relevante Bedenken an den gutachterlichen

Schlussfolgerungen hervorzurufen. Im Rahmen des Parteiengehörs hatten die Verfahrensparteien die Möglichkeit sich

zu äußern. Die erhobenen Einwendungen waren allerdings – wie unter Punkt römisch zwei.2. bzw. römisch zwei.3.1.

bereits ausgeführt – nicht geeignet die sachverständigen Feststellungen und Beurteilungen zu entkräften bzw.

relevante Bedenken an den gutachterlichen Schlussfolgerungen hervorzurufen.

Der Beschwerdeführer wurde im behördlichen Verfahren persönlich fachärztlich untersucht und wurde im

verwaltungsgerichtlichen Verfahren ein weiteres auf der Aktenlange basierendes fachärztliches

Sachverständigengutachten eingeholt. Die vorgebrachten Argumente und vorgelegten Beweismittel wurden in den

eingeholten Sachverständigengutachten berücksichtigt, soweit diese einschätzungsrelevante Aspekte enthalten und

auch Gegenstand des Verfahrens bzw. noch aktuell sind. Das Vorbringen wird durch die beigebrachten Beweismittel

nicht erhärtet, vielmehr stehen diese nicht im Widerspruch zum eingeholten Sachverständigenbeweis.

Sohin ist der Sachverhalt geklärt und konnte die Durchführung einer mündlichen Verhandlung unterbleiben. Der

Anspruch einer Partei auf Durchführung einer mündlichen Verhandlung ist auch kein absoluter. (VfGH vom 09.06.2017,

E 1162/2017)Sohin ist der Sachverhalt geklärt und konnte die Durchführung einer mündlichen Verhandlung

unterbleiben. Der Anspruch einer Partei auf Durchführung einer mündlichen Verhandlung ist auch kein absoluter.

(VfGH vom 09.06.2017, E 1162 aus 2017,)

Zu B) Unzulässigkeit der Revision:

Gemäß § 25a Abs. 1 des Verwaltungsgerichtshofgesetzes 1985 (VwGG) hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines

Erkenntnisses oder Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG zulässig ist. Der Ausspruch

ist kurz zu begründen.Gemäß Paragraph 25 a, Absatz eins, des Verwaltungsgerichtshofgesetzes 1985 (VwGG) hat das

Verwaltungsgericht im Spruch seines Erkenntnisses oder Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemäß Artikel

133, Absatz 4, B-VG zulässig ist. Der Ausspruch ist kurz zu begründen.

Die Revision ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulässig, weil die Entscheidung nicht von der Lösung einer

Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenständliche Entscheidung von

der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist

die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen
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keine sonstigen Hinweise auf eine grundsätzliche Bedeutung der zu lösenden Rechtsfrage vor.Die Revision ist gemäß

Artikel 133, Absatz 4, B-VG nicht zulässig, weil die Entscheidung nicht von der Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der

grundsätzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenständliche Entscheidung von der bisherigen

Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist die vorliegende

Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen keine sonstigen

Hinweise auf eine grundsätzliche Bedeutung der zu lösenden Rechtsfrage vor.

Konkrete Rechtsfragen grundsätzlicher Bedeutung sind weder in der gegenständlichen Beschwerde vorgebracht

worden noch im Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht hervorgekommen. Das Bundesverwaltungsgericht

konnte sich bei allen erheblichen Rechtsfragen auf eine ständige Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes bzw.

auf eine ohnehin klare Rechtslage stützen.

Vielmehr hängt die Entscheidung von Tatsachenfragen ab. Maßgebend sind die Art des Leidens und das festgestellte

Ausmaß der Funktionsbeeinträchtigungen.

Es handelt sich um eine einzelfallbezogene Beurteilung, welche im Rahmen der von der Rechtsprechung entwickelten

Grundsätze vorgenommen wurde.
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